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I m N a m e n d e s V o l k e s

In Sachen

Verkündet
am 22° November 1965

Beklagte und Revisionsbeklagte‚

hat der 7„ Senat des Bundessozialgerichts in der

mündlichen Verhandlung vom 22° November 1965, an
der mitgewirkt haben

Senatspräsident Dr° B e r n d t
als Vorsitzender‚

Bundesrichter Dr° K l ä B und

Bundesrichter Dr° K r e b s
als weitere Berufsri0hter,

Bundessozialrichter W e b e r und

Bundessozialrichter Dr„ H a t e s a u l
‘ als ehrenamtliche Richter9

für Recht erkannt:

Die Revision des Klägers gegen das Urteil des
Hessischen Landessozialgerichts vom 2° Oktober

4962 wird zurückgewiesen°

AUBebgerichtliche Kosten sind nicht zu erstatteno

Von Rechts wegeno'
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Deerläger betreibt ein Weingut von 4,7 ha Größe sowie eine

Weinbrennerei und eine Weingroßhandlungo Die Beklagte nahm

ihn in seiner Eigenschaft als Inhaber des ■eingutes zu Bei—

tragszahlungen nach dem Gesetz über eine Altershilfe für

Landwirte vom 27, Juli 1957 (BGBl° I S° 1065) — GAL — in

Anspruch„ Der Kläger erhob Widerspruch mit der Begründung,

er betreibe den Neinuau nur nebenher, der Hauptbetrieb sei

die Brennerei und die Weingroßhandlung° Widerspruch, Klage

beim dozialgericht (SG) und Berufung an das Landessozial—

gericht (LSG) blieben erfolglos° Zur Begründung führte das

LSG aus, das GAL verstoße nicht gegen das Grundgesetz (GG)„

Da der Betrieb des Klägers eine dauerhafte Existenzgrund—

lage darstelle, sei der Kläger beitragspflichtig; dabei

bleibe unerheblich, daß er den Weinbau nur nebenher be—

treibe, Das LSG ließ Revision'zu„

'Der Kläger legte gegen das am 100 Oktober 1962 zugestellte

Urteil am 8° November 4962 Revision ein und begründete sie

nach Fristverlängerung am 90 Januar 1965° Er trägt vor,
das GAL sei nicht mit dem GG zu vereinbaren“

Zunächst verletze es den Gleichheitsgrundsatz des Art° 5

GG, weil es im Gegensatz zu anderen Berufen eine Zwangs—

versicherung der Landwirte eingeführt habe„ Eine solche

sei nicht erforderlich, da diese von ihrem Grund und Boden.

leben könnten.

Weiter liege ein Verstoß gegen Art, 9 GG vor; denn durch

die effektive Verdrängung der Selbstversorgung durch staat—

liche Sozialversicherung werde diepositive Vereinigunge—

freiheit beschränkt° Diese Beschränkung sei aber gerade
gegenüber einem selbständigen Berufsstand, dessen Recht
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'zu eigenverantwortlicher Daseinsgestaltung und Daseinsver—

sorgung verfassungsrechtlich geschützt sei, nicht vertret—

bare

Die Pflichtversicherung der Landwirte beeinträchtige auch

des Grundrecht des Arte 12 Abs„ 1 GG, wodurch eine frei—

heitliche Berufsordnung gewährleistet seio Zum Berufsbild

der lendwirtschaftlichen'Unternehmereigenschaft gehöre die

aus jahrhundertealter gesetzlicher und verfassungsmäßig an—

erkannter Tradition gewachsene Selbständigkeit und Eigen—

verantwortlichkeit der Landwirte„

Das GAL stehe ferner im Widerspruch zu Art„ 14 GG° Zwar

sei durch diese Vorschrift das Vermögen nicht schlechthin

gegen Eingriffe durch Aüferlegung von Geldpflichten ge—
schützt, schütze es sie aber dann, wenn ein Beitragszwang

gleichheitswidrige Verhältnisse schaffe und den Eigentums—

bereich des einen versicherten zugunsten des anderen Ver—

sicherten unzumutbar belaste° Dieser Fall sei in der Alt—

lustabbürdung zu erblicken° Damit liege eine entschädi—

gungspflichtige Enteignung vor°
'

Das GAL sei im übrigen deshalb nichtig, weil es gegen den

irundsatz der Verhältnismäßigkeit des Mittels verstoßeo(
)

“s greife nämlich erheblich in die eigenverantwortlichen

f7
3‘

-ereiche des lendwirtschaftlichen Berufsstandes ein; die—

ser Eingriff könne auch durch mildere Maßnahmen ersetzt

‚verden, beispielsweise durch die Möglichkeit fakultativer
Versicherung°

Abgesehen von der Verfassungswidrigkeit des Gesetzes als

Ganzes seien auch einzelne Vorschriften grundgesetzwidrig'7

insbesondere die Vorschrift, wonach der Beitragszwang so—

wohl den eigentlichen Landwirt wie den gewerblichen Unter—

nehner mit landwirtschaftlichem Nebenbesitz treffeo Diese
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künstliche Gleichbehandlung völlig verschiedener Tatbe—

stände sei sachlich nicht gerechtfertigt° Das GAL erstrebe

sozialen Schutz für die Existenz der Agrarbevölkerung° Der

Kläger werde aber nur deshalb vom GAL erfaßt, weil er zu—
fällig auch über Weinberge verfügG, obwohl er hauptsäch—

}
lich eine Weingroßhandlung und eine Weinbrennerei betreibe°

Damit liege ein weiterer Verstoß gegen Art° 5 GG vor, Das

gleiche gelte für die Vorschrift, wonach der Versicherte,

der am 10 Januar 4957 eine Lebensversicherung mit Renten—

klausel abgeschlossen habe, von der Beitragspflicht befreit

werden könne° ‘ 7 '

Die Eigentumsgarantie sei auch dadurch verletzt, daß der

Beitragspflichtige den Hof abgeben müsse, um in den Genuß

der Leistung zu kommen; anderenfalls zahle er zeitlebens

verlorene Gelder° “ '

Schließlich berücksichtige das LSG nicht, daß ein 65-Jäh—

riger Arbeitnehmer das Altersruhegeld ohne Rücksicht da—

rauf erhalte, ob er noch arbeite oder nicht° Dagegen solle
der 65—jährige Landwirt vor Erhalt der Rente den Hof über-

geben° Ebenso übersehe das Urteil, daß der vorgezogene '

Versicherungsfäll nach 5 1248 Abs° 2 der Reichsversiche—

rungsordnung (EVO) nicht eintrete, wenn der 60—jährige
‘Arbeitnehmer freiwillig auf die Verwendung seiner Arbeits—

kraft verzichte; er müsse vielmehr unfreiwillig arbeitslos

werden, um die Versicherungsléistung zu erhalten, Der Land—

wirt solle dagegen freiwillig auf Eigentum oder Verfügunge—

gewa t verzichten° ' ' ’

Der Kläger beantragt,

' die Urteile des Hessischen LSG vom 2° Oktober 1962

und des SG Wiesbaden vom 270 September 1964 sowie

die Bescheide der Beklagten vom 100 Juni und 5,

November 1960 aufzuheben„

Die Beklagte beantragt,

die Revision zurückzuweiseno
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Die nach 5 462 Abs° 4 Nra 1 des Sozialgerichtsgesetzes (SGG)

statthefte Revision ist zulässig, konnte aber keinen Erfolg

haben, weil das GAL nicht gegen das GG verstößt und der

Kläger als Unternehmer eines eine Existenzgrundlage dar—

stellenden landwirtschaftlichen Betriebes nach dem GAL bei—

tregspflichtig ist°

Zunächst hat das LSG zutreffend angenommen‚ daß das GAL

sowohl in seiner Gesamtheit als auch bezüglich_seiner hier

für die Beitragspflicht in Frage kommenden Vorschriften mit

dem GG zu vereinbaren ist° '

Daß dns GAL nicht gegen den Gleichheitsgrundsatz des Art„

5 GG verstößt, hat der erkennende Senat bereits in seinem

Urteil vom 200 März 1962 (SozR GAL @ 4 Nr„ 2) mit näherer
Begründung ausgeführte Auch nach einer Entscheidung des

Bundesverfassungsgerichts (BVerfG) vom 250 Februar 1960

(N W 1960, 619) ist der Gesetzgeber durch Art° 5 GG nicht
gehindert, Sondergcsetze für bestimmte Lebensbereiche zu

erlassen, wenn die besonderen Verhältnisse es fordern oder

rechtfertigeno Eine solche Rechtfertigung ist in dem Umstand

zu erblicken, daß der Gesetzgeber aus agrarpolitischen Grün—

den eine frühzeitige_■bgabe des Hofes für erwünscht hält,

andererseits aber diese Abgabe dem früheren Unternehmer

dadurch erleichtern will, daß er ihm nach der Abgateeine

kleinere Berleistung zukommen läßt, die zusammen mit den

Ertrügnissen aus der Pacht oder den Altenteilansprüchen

seinen Lebensunterhalt sicherstellta

Ein Verstoß gegen Art° 9 GG ist gleichfalls nicht gegebena

Dies hat das BVerfG in der genannten Entscheidung bezüg—

lich der Pflichtmitgliedschaft von Ärzten bei der Baye—
rischen Ärzteversicherung ausgesprochen, für die die glei—
chen Erwägungen gelten°
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Auch mit Art, 12 GG ist das GAL zu
vereinbaren°

Das BVerfG

hat in dem schon erwähnten Urteil gerade auf die Handwer— '

kerversorgung und die landwirtschaftliche Altershilfe vere

.wiesen, um darzutun, daß eine Zwangsmitgliedschaft für In—

validen— und Hinterbliebenenversorgung mit dem GG in Ein—

klang steht (NJW1960, 621)° '“ 3

Ebenso hat das BVerfG wiederholt ausgesprochen (BVerfG 4,

7; 10, 89; NJW.1960‚ 621), daß die Auferlegung von Zwangs—
beiträgen keine Verletzung des Eigentums darstellt°

Auch eine Verletzung des Art, 9 GG ist nicht gegeben, Denn

eine Einschränkung eines Grundrechts ist nicht anzunehmen,

wie bereits zu den einzelnen Vorschriften dargelegt ist°

Zusammenfassend ist daher festzustellen, daß das GAL in

seiner Gesamtheit nicht gegen das GG verstößt,

Aber auch EinZelvorschriften des GAL, insbesondere die hier
in Frage kommenden über die Beitragspflicht, sind nicht grund-

gesetzwidrig° Es‘ist bereits dargelegt, daß die Heranzie—

hung nur derjenigen Unternehmer zu Beiträgen, deren Hof

eine Existenzgrundlage bildet, nicht gegen den Gleichheits—

grundsatz des Art° 5 GG verstößto Wenn in 5 8 Abso 2 ff und

in S 26 GAL aF gewisse landwirtschaftliche Unternehmer nicht

beitragspflichtig sind, so handelt es sich um andere Tat—

.beständo° Denn das GAL will nur dieJenigen Unternehmer von
der Beitragspflicht befreien, die durch Pflichtmitglied—

schaft in der gesetzlichen Rentenversicherung usw° oder durci

Abschluß einer Lebensversicherung auf Rentenbasis bereits

für das Alter vorgesorgt habeno Der Abschluß einer Kapital—

versicherung hingegen reicht nicht aus, weil es dem Gesetz?

geber gerade darauf ankam, dem abgebenden Unternehmer eine

laufende Geldleistung zukommen zu lassen, Daher sind zoBo

auch Handwerker, die wegen Abschlusses einer Kapitallebens—

versicherung Von der Beitragspflicht nach dem Handwerker—

_
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ve*sorgungsgesetz befreit sind, nicht auch gleiChzeitigl

beitragsfrei nach dem GAL„ Aus den gleichen Gründen reicht
ldic Möglichkeit einer freiwilligen Versicherung nicht

aus; denn eine solche könnte jederzeit beendet werden (vgl°

ESG ‚12, 88)„

Die Auferlegung der Altenlast(Rentenleistungen an Unter—

nehmer, die nicht 180 Kalondermonate Beiträge gezahlt

haben) auf die übrigen Beitragszahler ist ebenfalls nicht

grundgesetzwidrigo Einmal werden gerade zu diesem Zweck

aus öffentlichen Mitteln erhebliche Beträge aufgebracht,

zum anderen mußte man aber auch, sollte das Gesetz nicht

erst 15 Jahre nach seinem Inkrafttreten praktisch wirk-

sam werden, in Form von Übergangsvorschriften denjenigen

er nehmern Leistungen zukommen lassen, die bis zur Ab—

0 noch überhaupt keine oder nur weniger als die gefor—

Un

53

derten 180 Monats beiträge entrichten konnten° Insofern

h 1delt es sich um verschiedene Tatbestände, die eine un—

t _schiedliche Regelung rechtfertigen°

Daß ein landwirtschaftlicher Unternehmer den Hof abgeben

HUB, wenn er in den Genuß des Altersgeldes kommen will,

stellt ebensowenig eine Verletzung des Gleichheitsgrund—

satzes dar wie die Tatsache, daß in der gesetzlichen Ren—

tcnversicherung Voraussetzung für die Gewährung der Rente

die ]M7r eichung des 65„ Lebensjahres oder die Erwerbs— oder

Beru"vuniahigkeit des Antragstellers ist

Die Hofabgabe bedeutet auch keinen entschädigungslosen

Verlust des Eigentums; denn bei Verkauf erhält der Abge—

bende den Kaufpreis, bei Übertragung an den Nachfolger

handelt es sich um vorweggenommene Erbfolge, die den Le—

bensunterhalt des Abgebenden im allgemeinen durch Wohn—

recht und andere Altenteilsansprüche sichert, iußerdem

’gcnügt als Abgabe nach dem GAL bereits eine Verpachtung,

so daß der bisherige Unternehmer dann sogar das Ligentum
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selbst behält° Schließlich kann der Kläger nicht damit ge—
hört werden, daß ein Arbeitsloser in der Rentenversiche—

rung nach 5 1248 Abs° 2 RVG nur bei unfreiwilliger Arbeits—

losigkeit Leistungen erhalte, während ein Landwirt frei—

willig auf seine Arbeitstätigkeit verzichten müsse„ Das

vorgezogene Altersruhegeld wird gewährt, wenn der Ver—

sicherte mindestens 1 Jahr arbeitslos war und wegen sei—

nes Altcrs nicht mehr mit einer Arbeitsstelle rechnen kann.

Er muß aus der Rentenversicherung versorgt werden, weil die

Leistungen der Arbeitslosenversicherung nur befristet zur

Verfügung stehen und ihm nicht zugemutet werden soll, an:

schließend lediglich im Falle der Bedürftigkeit Arbeits—

losenhilfe zu empfangen° Er kann aber nicht willkürlich

den Versicherungsfall herbeiführen, indem er seine Bereit—

‘schaft, eine Arbeit anzunehmen, aufgibtn Bei dem Landwirt

werden auch einige Mindestvoraussetzungen für das Alters—

geld verlangt (uoa° Vollendung des 65° Lebensjahres und

Abgabe des Unternehmens nach Vollendung des 50° Lebens—

jahres — 5 2 GAL —)0 Der landwirtschaftliehe Unternehmer
kann also auch nicht jederzeit durch „bgabe des Betriebes

den Versicherungsfall herbeiführen, sondern erst nach Er—

reichung des Alters, in dem normalerweise eine berufliche

Tätigkeit nicht mehr üblich ist° Ferner erhält er alsdann

nicht etwa eine Rente, die seinen Lebensunterhalt sichern

soll, sondern nur einen kleineren Unterhaltsbeitrag in Fern

einer Earleistung° Beide Fälle können also nicht gleich

beurteilt werden„ _

Naeh alledem ist der Kläger gemäß 5 8 Abs° 1 GAL aF bZU°

@9 Abs° 1 GÄL nF beitragspflichtig, da das LSG —von der
Revision nicht angegriffen und damit nach S 165 SGG bin—
dend — festgestellt hat, daß das landwirtschaftliche Un-

ternehmen des Klägers als solches eine dauerhafte Existenz—
grundlage bildet° Befreiungsgründe nad1 dem GAL sind nicht

'gegeben° Unerheblich ist, daß nicht der Weinbaubetrieb die
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Haupteinnahmequelle des Klägers darstellt, sondern seine
Heingroßhandlung und seine Weinbrennerei° Denn eine dauer—

hafte Existenzgrundlage setzt lediglich voraus‚ daß die
Erträénisse der Landwirtschaft für sich allein ausreichen,

um eine bäuerliche Familie zu ernähren (Urteil des Senats

vom 21„ März 1962 — SozR GAL % 1 Nro 5)„

Die Revision des Klägers mußte daher zurückgewiesen werden°

Die Kostenentscheidung beruht auf @ 195 SGG°
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